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Präsident-StellvertreterZimmerleröffnetdieSitzung.Eswird
sofortdie GesetzesvorlageübereinevorübergehendeErmässigungder
Fremdenzimmerabgabeverhandelt.BerichterstatterBreitnerführtaus,
daßimvergangenenJahrebereitseineErmässigungdieserAbgabefür
dieMonateMaibiseinschliesslichAugusterfolgtwarundfürdieses
Jahrgleichfallsbeantragtwird ,obwohldie beidenGremienderHotelierswerdenkönne.
an die Gemeindenicht herangetretensind .Wohlhabendie Besitzerder
SanatorienumeinesolcheErmässigungderFremdenzimmerabgabeangesucht
undes ist interessant ,daßsie als BegründungauchdieNachwirkungen
derAffäreHochenegganführten.EswirddieErmässigungderFremdenzim-¬
merabgabeumein Fünftel beantragt .Es ist sicher ,daß diegesamte
HotelindustrieuntereinergewissenVeberbürdungleidet .DieSteuer
isteineausgiebigeundesistwünschenswert,daßdurchdieErmässigung
gewisseInvestitionen ermöglichtwerden.

GR.Rotter(chr. soz. ):DiejetzigeGemeindemehrheithatmitihrem
SteuersystemkeinGlück .WirhabenwiederholtGelegenheitgehabt ,uns
mit denverschiedenenSteuern ,die unter demNamenBreitnersteuernbe- ¬
kanntsind ,zu begassen ,weilsich die Durchführungdieser Steuernals
äußerstschwierigerwiesenhat .SieglaubenmitdemSystem ,daßSiehier
eingerichtethaben ,denandernStädtenein BeispielzurNachahmungzuhaben

FußstapfenBreitnerszu treten :Undwosie es hie unddagemacht
haben ,sindsie nachkurzerZeitzudenaltenSystemenderfrüherenZeit
zurückgekehrt,dieauchaufdemGebietedesSteuerwesensnichtsoschlecht

war.NatürlichbehauptetdieMehrheit,daßdieseSteuernnotwendigsind,wiederineinemerträglichenZustandversetzensollen,gleichfallsimIn-¬weildurchsieeineAnzahlvonBettenerhaltenundvonEindernausgegpeistteressederFörderungdesFremdenverkehrserfolgen.DieMehrheitmußaber
nütztkeinVorrechnen,die SteuernmüssenvonderganzenBevölkerungge
tragenwerden .DieheutigeLuxussteuer ,ist eineVerkehrssteuer,sozusa-¬
geneineBestrafungfürdasSchlafenin Wien.Urpsünglichist die-¬
se Fremdensteuerbis zu 60Prozentgegangen ,manhat sie dannauf 30bis

spielt45Prozentherabgesetzt .Undauchhier , wiebeianderenAbgaben
nochdasfreieErmessendesMagistratseinegroGeRolle .Nichtnurder
hoheSatzwirktunheilvoll ,sondernauchderUmstand,daßdie Steuerauch
vonallenNebenleistungenabgehobenwird .DasgibtesaufderganzenWelt
nicht ,dsemanLift ,Gepäckaufbewahrung,Bad,Telefonzusammenrechnetund
vondemganzenBetragdemHotelier30bisProzentanAbgabeabnimmt.
DasResultatist vorläufig ,daßmehrals 20Hotelbetriebegesperrtund
einigehunderteHotelangestelltebrotlossind .DievorgeschlageneErmässi-¬
gungist so lächerlich ,daß es kaumdafür steht ,daß sich jemanddarum
bewirbt.WennineinemmittlerenHotel60. 000Kkostet ,somußderHote-¬
lier beiderermässigtenFremdenzimmerabgabestatt 24. 000K19. 000Kzah-¬
len .FreilichsummiertsichdasaberdadurchkanndemHoteliergewerbe
nichtgeholfenwerden .DieganzeFremdenzimmerabgabeliefert 28Milliar-¬
den .Wasspielt dasin IhremBudgetfür eineRolle .HieseSteuer
stelltübrigenseineDoppelbesteuerungdar ,denndieHoteliersmüssenja
auchdieWohnbausteuerentrichten .StR. Breitnerhatselbstanerkannt ,
daßdieLagedesHotelgewerbessehrschlechtist .Dascheintesdurchaus
unglaublich,daßdasGremiumderHoteliersnichtumeineHerabsetzungder
Steuerersuchthabensollte .WährendderWahlkampagnezudenNationalrats
wahlenhatStR .Breitnerwiederholtdaraufhingewiesen,daßdieBelastung
durchdieseSteuerlangenichtsohochist ,wiedievalorisiertenMietzin¬
se .NunhatimFriedeneinmittleresHotelin derInnerenStadt60. 000K
Zinsgezahlt.EszahlteanHauszinssteuer24. 000K, . . 345Millionen.
Jetzt musstediesesHotelimJahre1923zahlen :AnFremdenzimmerabgabe
580Millionen,anWohnbausteuerdiealteWohnbausteuervon15Millionen
unddieneuevon200Millionen.DannnochdieverschiedenenBreitnersteu-¬
ernwiedieGenußmittelabgabe,Lustbarkeitssteuern,diesozialenLasten
dasallesmachteineAusgabevonzirkamehralseinerMilliarde,also

mehrals 70 . 000Goldkronenunddreimal so viel als dieses Hotel imFrieden
anauszinssteuergezahlthat .UnddasagtdasberüchtigteOrgandes

HerrnKolberdieSeipelsanierungseischuld,wennsovieleGewerbetrei-¬
bendezugrundegehenundessoteuerist .RednerzählteineReihevondeut-¬
schenStädteauf ,diedieFremdenzimmerabgabeteilsermässigt,teilsganz
aufgelassenhaben.BeiunsinOesterreichhatVorarlbergdieFremdenzimmer-¬
abgabeganzaufgehoben.ZumSchlußstellt HednerdenAntrag,daßdieFrem-¬
denzimmerabgabenurvomreinenZimmerpreiseingehobenwerdenmögeund
schliesslich20Prozentbetragensolle ,aberauchnochweiterermässigt

VorsitzenderstelltdieUnterstützungfrage .DerAntragwirdgenügendunterstützt.
StR.Breitnerwillzunächstdashervorheben,worinermitdemVorred-¬nerübereinstimmt,nämlichmitderTatsache,daßdieGemeindeandem

FlorierendesHotelgewerbesinWieneinInteressehabe,IndieserBezie-¬
hungkannesnureineAnschauunggeben.DieGemeindeverwaltungkannaber
keineswegsdieAuffassungteilen,daßfürdenHaushalt28MilliardenFrem-¬
denzimmerabgabekeineHollespielen.FehltdieseSumme,dannmüssteeben
aufeineranderenSeiteeineBelastungeintreten,wasnurzuneuenSchwie¬
rigkeitenführenwürde.Esistvielkäüger,eineFremdenzimmersteuerein-¬
zuheben,alsdieHauszinssteuerdesFriedenszuvalorisieren,dieMietzinse
allgemeinzuerhöhen,dieVerzehrungssteuerwiedereinzuführenunddie
städtischenMonopolezurSteuermaschineriezumißbrauchen.Esistunbe¬
stritten,daßdieHotelsmehrAbgabenzahlen,alsdievalorisierteHauszins-¬
steuerausmachenwürde.Esistauchkaumdaranzuzweifeln,daßniedrige

geben,aberbisheresaußerösterreichischeStödtevermiedenindieZimmerpreiseeinegewieseAnziehungskraftausüben.Demgegenübermußimmer
wiederfestgestelltwerden,daßdieGemeindeverwaltungauchindenschlech-¬testenZeitennichtsunversuchtgelassenhat ,umdieFremdenindustriezu
fördern.Esistdochklar ,daßdiegroßenStrassenherstellungen,dieWien

werdenkann.NunsindfrüherauchSteuerneingehobenworden,abermanuchbestrebtsein,dietAusgabenzubedeckenunddadarfdieEinnahmeaussagtesich,daßmansovielerreichenkannalsdieSteuernliefern.DederFremdenzimmerabgabenichtübersehenwerden.SeitdemJahre1922wird
übrigensdieseAbgabeimmerwiederherabgesetzt .Esistvollständig
gleichgiltigwiedieSteueraufgebautist ,wirdsienurvomZimmerpreis
allein eingehobenundbleibendie Nebenleistungenunberücksichtigt ,dann
mußebenderSteuersatzhöhersein .DieMehrheitanerkenntrückhaltslos
dieWichtigkeitderFremdenindustriefürWienunddeshalbwirdauchheute
die ErmässigungdieserSteuerbeantragt.

BeiderAbstimmungwirddasGesetzinallendreiPesungenunver-¬
ändertangenommen.DerAntragRotterwirddemFinanzausschußzugewiesen.

StR .BreitnerlegtnundenGesetzentwurfüberdieErmässigungder
Lustbarkeitsabgabevorundbemerktdazu ,daßsowieimvergangenenJahr
fürdieMonateMai,bisDezembereineErmässigungderAbgabe10Pro-¬
zentbeantragtwird .DurcheinWeglassenderJahreszahl,solldieseEr-¬
mässigungfürdieseMonatenichtnuraufdasJahr1924beschränktblei-¬
ben ,sonderndauerndgelten.

GR.Kunschak(chr. soz. ):NurwenigeSteuernderGemeindesindso
umstritten,wiedieLustbarkeitssteuer .NichtnurdieMinderheitkämpft
gegendieseSteueran ,sondernauchbeidenAnhängernderMehrheitwird
überdiese Abgabesehr geklagt .DieGründehiefür sind leicht zufinden .
DieSteuerumfasstheutenichtnurVergnügungsstätten,sondernsieist
eineSteuergeworden,diemanals Prohibitivmaßnahmegegendie
Bildungsbestrebungenbezeichnendarf .Allerdingssagt dasGesetz ,daßder
Stadtsenatin solchenFällenvonderVorschreibungderAbgabeabsehen
kann.AbernurseltenerreichensolcheFälledenStadtsenat .Ichwill
in dieserTatsachedurchausnichtirgendwelcheParteipolitikerblicken.
DieseHandhabungerstrecktsichauchaufdiesozialdemokratischenVer¬
anstaltungenundish weiß ,daßauchin diesenKreisenwiederholtschwere
Klagengeführtwordensind .Eshat wohlniemandbei derSchaffungdie-¬
serSteuerdarangedacht,daßsiedieBildungsbestrebungenaufdemWie-¬
nerBodenunterbindensoll .Esistsehrzubeklagen,daßdieseSteuer
zusolchenEntgleisungenführt .Eszeigtsichauch ,daßdurchsieExi-¬
stenzenernstlichbedrohtwerden,wasbesondersdeutlichindenKampf,
dendieDirektorenderOperettenbühnengeführthaben ,zumAusdruckkam-¬
EineReihevonEinossinddurchdieLustbarkeitsabgabebereitsderart
betroffen,daßmansichnunveranlasstsieht,durchachtMonatehin¬



durchdieseBetriebezueinerwesentlichenHerabsetzungderSteuerzu
verurteilen.DarinliegtderBeweis,daßdasGesetzin dergegenwärti¬-¬
genFassungnichtmehraufrechtzuhaltenist .Esmußeinergründlichen
Umänderungunterzogenwerdenundich beantrage ,daßder Landtagbeschlie-¬
Benmöge,daßdieVorlageandenStadtsenatzurückverwiesenwirdund
dieserdemLandtageineHovellezumLustbarkeitsgesetzunterbreitet.
SchließlichsolleinernstesWortauchüberdiePauschalierungderLust-¬
barkeitsabgabegesprochenwerden .DerMagistratvereinbartmitdenVer-¬
eineneinegewissePauschalsumme,dieimgegenseitigenEinvernehmener-¬
folgt .Protzdemkommendannzur Veranstaltungoft mehrerePeamtedes
Magistrats,umdieZahlderPesucher,diePreisefürdenJuxbazarund
Tombolsfestzustellen ,woraufdanneine Nachtragsvorschreibungerfolgt .
Das ist mit demSystemeiner Pauschalierung nicht zu vereinbaren .Auch
die Kontrolleder VeranstaltungendurchdenMagistraterinnertsehr
anvormärzlicheZeitenunddieHerrenwerdenjetztschonallgemeinals
Spitzelbezeichnet.DiesePraxishälteinergerichtlichenUeberprüfung
nichtstand .EntwedergehtderMagistrataufeinePauschalierungoder
auf eine Verrechnungein .Beidesaber ist unmöglich.

GR.Orel(chr.sot.)gibtseinemBefremdenAusdruck,daßbeider
HerabsetzungderSteuergeradedieKinotheaterbegünstigtwerdensollen,
währendandereUnternehmungen,diewirklichkulturförderndsind,von
dieserBegünstigungausgeschlossenwerden.DieKinoseiennichtKultur¬
stätten ,sondernsie wirkeneherkulturzerstörend,sie sindeinAusdruck
desMaterialistischenZeitgeistes,nichtsanderes,alsGeldinstitute,die
demUnternehmermöglichsthoheEinnahmenbringensollen .Nachderganzen
TendenzdesGesetzessei es derGemeindenurummöglichsthoheSteuer¬
erträgnisse zu tun ,die wahrenKulturerfordernisseberücksichtigesie
nicht .WiebeidiesemGesetzhabenauchdieSozialdemokratenseinerzeit
beiderVermögensabgabesichverhalten.RednerschliesstsichdenAusfüh¬
rungendesGR.KunschaküberdiePraxisbeiderPauschalierungderLust-¬
barkeitsabgabean ,wendetsichgegendiesehroftungerechterfolgenden
FachtragsvorschreibungenundbringtauspersönlicherErfahrungeinen

FallzurKenntnis,inwelchembeieinerVeranstaltungnachträglicheine
Mehrzahlungeingehobenwurde,unterderBehauptung,daßentgegendem
ursprünglichenProgrammeineTanzunterhaltungstattgefundenhabe .In
Wirklichkeit sei auf dieser Veranstaltunggar nicht getanzt worden .Aus
dieserTatsacheziehtRednerdiaSchlußfolgerung ,daßdieMagistratsbe-¬
amteneinfachdenAuftraghabengewisseVeranstaltungenmitErerschwe-¬

rendenSteuernzubelegen.EinsolcherVorgangliegtkeineswegsimin-¬
teressedesAnsehensderGemeinde.BeieinerAbänderungdesGesetzesmö-¬
gedaraufBedachtgenommenwerden ,daßnurwirklicheVergnügungenund
UnterhaltungenzurAbgabepflichtherangezogenwerden.

StR. BreitnerpolemisiertgegenKunschak,derseinenAntragdamit
begründethabe,daßdieTendenzdesGesetzesselbstrevidiertwerden
müsse .Esliegt abergar keineVeranlassungvordie Tendenzheutean-¬
dersaufzufassen,als sie beiderFormulierungaufgefasstwordenwar.
DieTendenzwarin derNachkriegszeit ,in derZehntausendevonMen-¬
schenunterdenallergrösstenSorgenundEntbehrungenihrDaseinfri-¬
sten ,diesichdarüberhinausetwasleistenkönnen,einenBeitragzu
dengroßenAufgabendenGemeinwesensaufzuerlegen.SchonimAufbau
desGesetzesist einwesentlicherUnterschiedzwischenjenenVeran-¬
staltungen,diezueinemgrößernodergeringernTeilBildungscharakter
habenundandere,diealseineLustbarkeitindereigenstenBedeutung
desWortesanzusehensind,erkenntlich.ManmagesalseinederNach-¬
kriegserscheinungenbedauern,daßwirnauchdas ,wasmitzueinem
StückhöhererKulturgehört,mitSteuernbelegenmüssen,aberdieses
Bedauernkommtebenreichlichspät .UndsolangeichderPriegnus

genSteuerbelegen,wirdmannochvonrechterträglichenDingenspre-¬
chenkönnen .Wieimmerdie neueFormulierungdesGesetzes ,wieKun-¬

schakbeantragthat ,aussehenmöge,manwirdniemalsumhinkönnenganz
allgemeingünstigeRegelnineinergroßenStadtaufzustellen,wodoch
dieBetriebesovielfältigerNatursind ,undschliesslichwürdebei
allemErnstmitdemallekompetentenFaktorenvomMagistratbiszum

LandtagsichumeinJesetzübereineneueLustbarkeitsabgabebemühen
sollten ,kaumein anderesnennenswertesErgebnisherauskommen ,als
durchdasbereitsbestehende.Rednerwillgarnichtleugnan ,daßsich
nichtbloßbeidenGegnernsondernauchbeideinenParteifreunden
kritischeStimmenerheben,diedieWirkungendesGesetzesnichtgerade
begrüssen.DasgehörtebenmitindasKapitelderSteuerzhlenalsetwas
nichtsehrangemehmesempfundenwird ,insbesondere ,wenneswirklich
guteZweckesind,diezugunstendesGemeinwesenseineSchmälerungerlei
denmüssen.DamagebendochnurdieUeberzeugungversöhnen,daßdie
GemeindeverwaltunginreinsachlicherWeisevorgehtund" mitihrenMagnahmennachkeinerRichtungeineSpitzehineintragenwill .

GewißwerdendurchdieseSteuerdieBetriebinihrerEntwicklunggeför-¬
dert .Aberetwasanderesist vonnochvielentscheidendererBedeutung.
InderNachkriegszeithatsichderVergnügungsapparatWiensineiner
ungeheuerlichenWeise,undzwargegendenWunschderGemeindeund
vielfachinfolgevonMaßnahmendesBundesvergrößert .DieGemeinde
warbeispielsweisederAnsicht,daßwirinWier genügendKino-¬
sitzehabenunddennochhatdieRegierungtrotzdesWiderspruchsder
GemeindeneueergnügungsbetriebeebensoKinowieTheaterbewilligtund
siehatdamiteineübermäßigeKonkurrenzgeschaffen.Gegenüberdem
letztenFriedensjahre1913habenwirgegenwärtigum1629Theatersitze
mehr .ImFriedengabesKonzertsälemit6098Sitzen ,jetzthabenwir
solchevon9306Sitzen .ImFriedenhattenwireineneinzigenZirkusmit
1500lätzen,gegenwärtighabenwir11Zirkussemit12. 290Plätzen,also
um10 . 790Zirkusplätzemehrals imFrieden .1914hattenwir15Kabaretts
Varietésund ,gegenwärtig25 .1914gabes50. 307Kinoplätzein Wien,gegen.
wärtig66. 580,alsoum16. 243KinoplätzemehralsimFrieden,obgleichdie Bevölkerungum300 . 000Menschenkleiner gewordenist undwireine
zusammengebrocheWirtschaftundeinenverloren/Weltkriegzubeklagenha-¬
ben .Dazukommennoch160Konzertkaffeehäuser,144Konzertrestaurant,
45Bars.EshatsichauchdieAnzahlderOperettenbühnenvergrössert,
kurz ,diesegewaltigeAnzahlvonVergnügungsbetrieben ,kannnichtimmer
bestehen,esmüsseneinigezugrundegehen.GR.Kunschakhatsichauch
mitderPauschalierungderLustbarkeitsabgabebeimanchenFestlichkei-¬
tenbefasst .Mitallem"achdruckundmitdergrößenEntschiedenheit
mußichjeneVorwürfeundAnwürfe,dieergegenMagistratsorganevorge-¬hat

brachtzurückwwisen.(UnruhebeiderMinderheitundZurufe:Istnicht
geschehen,imGegenteil!)StR.Kunschakhatdavongesprochen,daßdiese
RevisionsorganeeineArtSpitzeldienstversehen.Dasist etwas ,wasab-¬
zolutnichtzutrifft ,dieseOrganeerfüllenihrePflicht .

GR. Kunschak:Natürlich !EinSpitzeldienstist es aberdoch!
StR .Breitner:Esist garkeinSpitzeldienst,sonderneineganz

selbstverständlicheUeberprüfungderAngabenderParteien.EsistdocheinfachunmöglichdiePauschalierungunterallenUmständengeltenzulas-¬
sen,auchwenn,wiemitunterfestzustellenist ,ganzfalscheAngaben
gemachtwurden.Wenn ParteienwiedurchdievorgenommeneRevi¬
sionbewiesenyird,bezüglichderEintrittspreisenichtdasrichtigean-¬
gegebenhaben.InsolchenFällenerfolgteineNachbemessungundesist
absolutkeinSpitzeldienst,sonderndieFeststellungnotwendigerWahr-¬
heiten,wenndieRevisionsorganeamOrtederVeranstaltungerscheinen
undbeispielsweisekonstatieren,daßentgegenderprokolliertenAussage
deseranstalterssichandieAkademieeinTanzvergnügenanschliesst,
wodurchdieVeranstaltungineinehöhereKategorieeinereihtwerdenmuß.
Esist auchkeinSpitzeldienst,wennfestgestelltwird ,daßdieVeranstal
tungnichtetwawievorherangegebenwurdevon500Personen,sondern
von3000Fersonenbesuchtist ( UnruhebeiderMinderheitundZurufe :Das

sieht manja nachdemSaale ! )
darinausdrückt,daßwirauchOpernundKonzertemiteinerzehnprozenti.StR .Breitner :BeiVeranstaltungen,dieimFreienstattfinden ,sindsol-¬

chefalscheAngabendurchausmöglich .DiePauschalierungist keinein
seitiggiltigerVertragsonderngilt fürbeideTeileundsohabeich
inallerEilefeststellenlassen,daßbeieinerganzenReihevonVeran-¬
staltungenVergütungenderpauschaliertenSummeseitensdesMagistrates

anstandsloserfolgten ,wennes sich ergab ,daßdie Veranstaltervonun- ¬
richtigenVoraussetzungenzuihremUngunstenausgegangensind(Hört!Hör



Hört !bei der Majorität ! )Ich erwähnederartige Veranstaltungen ,die
ihnenparteimägignäherstehen .. B.die SchulschwesternSt .Petrus ,
Claver ,Sodalitäthatten100. 000pauschaliertunderhieltenninDrit-¬
tel desBetragesrückvergütet .DieSportvereinigung„Arminia “hatten
statt einesBesuchesvon600FersonenbeieinerVeranstaltungnureinen
solchenvon250fersonenzuverzeichnenunderhieltenvondreiMillionen

DomdeutschenTurnverein ,dessemFestevomKroneneineinhalbrückvergütet.
Ministerihrer Parteibesuchtwar ,ist voneinemPauschalbetragvon
sechsMillionen ,eineRückvergütungein eineinhalbMillionengeleistet
worden .DieJedermannspielehabenvoneinemPauschalevon12Millkonen
sechs Millionenrückvergüteterhalten .( LebhaftesHört ,hört !beider
Majorität )Nunkönntemansagen ,daß eine Pauschalierungüberhaupt
nicht vorgenommenwerdensoll .Aberes gibt Veranstalter ,dieWert
darauf legen ,zu wissen ,daßsie bei einer bestimmtenAnzahlvonBe- ¬
sucherneinenbestimmtenBetraganLustbarkeitsabgabebezahlenmüs-¬
sene Und es ist auch für den Magistrat ,besonders im Fasching inner - ¬
halb vonzehnWochen7200Veranstaltungenstattgefunden haben ,eineEr- ¬

leichterung ,wenndie Lustbarkeitsabgabepauschaliertwird .DieFälle ,
vondenendie GRe ,KunschakundOrelgesprochenhaben ,gehörengewiß
nicht zu den alltäglichen .In Wirklichkeit ist die Sache so ,daßdie
AngabenderParteienrichtigsind ,zumalsichdieErkenntnisschonher-¬
ausgeldethat ,daßes nichtviel ,nützt ,falscheAngabenzumachen,Man
kannsagen ,daß in 80 Prozent aller Fälle eine Nachzahlungnichtstatt - ¬
gefundenhat .GR-OrelhatseineAusführungvoneinemunrichtigenGe-¬
sichtspunktausgemacht,wenner sagte ,diebesondereBegünstigungder
Kinosbeweise ,daßdie Gemeindeverwaltungfür anderekünstlerischeVer-¬

anstaltungennichts übrighabeundder Kunstfremdgegenüber-¬
steht .Erübersiehtda ,daßdieallgemeinBegünstigungenfürdieSommer-¬
monatebereits imVorjahredauerndbeschlossenwurdenunddaßnurbezüg-¬
lich der KinoseineAenderungder Jahreszahlvorzunehmenist .Wenndie
Prosatheater,dieOper ,dieernstenKonzerte,dieRezitationsvorträge
imallgemeinennureineSteuervon10 .Prozentzahlen,dieindenSommer-¬
monatenauffünfProzentherabgegetztwird ,dieBegünstigungderKinos
im ganzenstatt der 40 %igenSteuer eine 30 %igeausmacht ,so kannman
nicht sagen ,daßwirimKinohöhereKulturmöglichkeitenerblicken ,Was
die AngabendesVorredners ,bezüglichder Vermögensabgabebetrifft ,so

stellt Rednerfest ,daßdiesevoneinerchristlichsozialenbürger-¬
lichenRegierungeingebrachtundvertretenundvonderbürgerlichenMehr-¬
heit desParlamentsbeschlossenwordenist .Mankanndurchausnichtda¬
vonsprechen,daßdieLustbarkeitsabgabeechtenBildungsbestrebungen
dircktprohibitiventgegenwirkt,denndiepopulär-wissenschaftlichen
VorträgesindvonallenAbgabenbefreit ,eskannalsodavoneinerBe-¬

bildeteinträchtigungdurchdieSteuernichtgesprofhenwerden .Ebenso
dieSommersteuervonfünfProzent,diewertvollenAufführungenauf.
erlegtist ,kaumeinHindernisin ihrerEntwicklung.Rednerbittet
schliesslich umdie Ablehnungdes AntragesKunschakundZustimmungzu
seinenAnträgen .( Beifallbei derMajorität) .

StR .Kunschakberichtigttatsächlich ,daßer gegendieBeamten
desMagistratskeinenbeleidigendenVorwurferhobenhat .Erhabenurkon-¬
statiert ,daßRevisionsorganein größererZahlausgeschicktwerden ,aber
gewißerfülendiedortnurihrePflichtundkommenauftragsgemäß
hin .DieBevölkerungaberbetrachtediesalseinenSpitzeldienstunddes-¬
halb habeRednerverlangt ,daß die Organedes Magistrats vondieserodio- ¬
senBeschäftigungbefreitwerdenmögen.Essei ihmnichteingefallen,
dieAbschaffungderUeberprüfungüberhauptzuverlangen.Erwolltenur
vemindern,daßmannichtvomEmabeneninsLächerlichefalle ,wie
wennein RevisionsorgandesMagistratszur Sylvesterfeierdeschrist -¬
lichsozialenKlubsimRathauskellerkomme,umnachzusehen ,wievielPer-¬
sonenimExtrastüberlseien .(Heiterkeit).

SchliesslichwirddasJesetzinersterundinzweiterBesungan-¬
genommenundder AntragFunschakabgelehnt .

NachdemGR. GroligüberdieermehrungderBundeskellereininspek -¬torenreferiert hatte undseineAnträgeangenommenwordenwaren ,schloß
derVorsitzendedieSitzung.

Wiener Gemeinderat
Sitzungvom30 . Mai1924.

Bgm.SeitzeröffnetdieSitzung.EswirdindieTagesordnungein-¬
gegangen .

GR. Dr. FränkelbeantragteinenZuschußkreditzurDeckungderMehr-¬
kosten von 25 Millionen KronenbeimAusbaueiner Schleife Lehngasseund
der Herstellungeines zweitenGeleises in derFavoritenstsasse .

GR .Untermüller( chr . soz . )erklärt ,demAntragselbst zuzustimmen,
undbringtvor ,daßamletztenFeiertag trotzdesschönenWetteri
der Strassenbahnverkehrnicht nur nicht verdichtet ,sondernsogarge- ¬
drosseltwordensei .VorherhabemanausdenZeitungenvonPifferenzen
mitdemStrassenbahnbedienstetenerfahrenunddaszueinerZeit ,wodie
VerlängerungdesStrassenbahnverkehrsbis Mitternachtangekündigtwurde.
AnstattdieserangekündigtenVerkehrsverbesserungist abereineDrosse-¬
lungeingetreten ,nämlichdie EinstellungdesBahnhofrundverkehrs.Die
BevölkerunghabeeinInteressedaranundeinRechtzuverlangen,daßdie
Strassenbahnangelegenheitennicht als reine Parteisache behandeltwer- ¬
den .Essei zuhoffen ,daßes geingenwerdedie Differenzenmitden
StrassenbahnbedienstetenmöglichstbaldzueinembefriedigendenAbschluß
zubringen ,dennderBevölkerungkönneesnichtgleichgiltigsein ,des
einzigenVerkehrsmittels,dasihr nochgebliebenist ,beraubtzuwerden.

GR. Kunschak(chr. soz. )lenktdieAufmerksamkeitaufdenZustandder
Strassenbahngeleisebei der BiegungKinderspitalgasse-Gürtel,die erals
beispiellosschlechtbezeichnet .DieSchienendortseienvollständig
durchgefahren,dieStrassenbahnzügekönnendiegefahrvolleStellenurin
sehr langsamenTempopassieren .Dieser Zustandbestehe schon seit Mona- ¬
tenundRednerbittetdenBürgermeisterendlichAbhilfezuschaffen.

VB .Emmerlingerklärt ,der ZustandderSchienenanderbezeichneten
geleisekurvesei tatsächlich dringendreparaturbedürftig .Abermanmüsse
bedenken ,daß das bestehende Strassenbahnnetz über 20 Jahr alt ist und
daßdie AuswechselungenschadhafterSchienennicht auf einmalvorgenom¬
menwerdenkönnen .EswerdemitHochdruckgearbeitet ,dieReparaturen
ausVerkehrsrücksichtenhauptsächlichin derNachtbewerkstelligtundzu
diesemweckeseienüber600Arbeiterin "achtschichtentätig .DieAus¬
besserunganderBiegungEinderspitalgassewerdeam15 .JuniinAngriff
genommenwerden.

GR.Holaubek( chr .soz . )erinnertanseinenAntragbeimAusgang
der Linie 40 eine Schleife bis zu mDöblingerNriedhofunddemkauf- ¬
männischen Spital anzulegen und ersucht den Referenten diesem lang gadeg - ¬

ten Wunscheder DöblingerundWähringerBevölkerungendlich zuerfüllnn .
DerReferentenantragwirdsodannangenommen.



BürgermeisterSeitzmachtfolgendeMitteilung:IchbinimLaufedes
TagesvoneinergroßenZahlvonGemeinderätenundauchvonVer-¬

derStraßenbahnersuchtworden.BekanntlichhatdieAbsichtbektanden,
denNachtverkehrweiterauszudehnen.UeberdieseAbsichthabendiezustän-gerähreineMilliardeKronen.
digenStellenmitderPersonalvertretungverhandelt,alsmanzueinem

ratssitzungdenAntragaufVerlängerungdesAbendverkehrszuunterbrei-Ersatzofenaufgestelltwerdenmüsse,sokännenachdenBerechnungendes
keBeunruhigungderStrassenbahner,damitauchdieAuslödunggewisser
ForderungenunddieVerweigerungderMehrdienstleistungenzurFolgehat-¬
ten .UeberdieseForderungenwirdseit zweiTagenverhandelt .Ichbinbei
derEigenartsolcherVerhandlungenjetztnichtinderLagenähereMittei-¬
lungenzumachen,weilsichja dieLagevonStundezuStundeändert.
IchwerdeaberselbstverständlichimgeeignetenZeitpunktdemGemeinde-¬
rat undderOeffentlichkeitberichten.

GR.ThallerbeantragtdieBewilligungeinerSubventionvon80Mil-¬
lionenKronenfürdenVereinZentralbibliothekundverweistaufdiever-¬
dienstlicheTätigkeitdieserInstitution.

GR. Erel(chr. soz. )wendetsichgegendieErhöhungderSubventionfür
denerwähntenVerein,dessenTäigkeitlediglichnegativgerichtetsei,
währenddieVolkslesehallebeiderSubventionierungregelmäßigübergangen
werdemitderganzunrichtigenBegründung,daßsieparteimäßiggefärbt
sei .InderVolkslesehallewerdenabernurWerkeausgeschlossen,die
ReligionundSitteuntergraben ,ansonstenwerdenaberalleliterarisch
wertvollenErscheinungenaufgenommen ,Rednererklärt ,erkönnederSub-¬
ventionvonInstitutionennichtzustimmen,dieoffenkundigdestruktive
Tendenzenverfolgen.DerReferenterklärtinseinemSchlußworte,dieArbeitderZentral-¬
bibliotekseidurchausnichtdestruktiv,sondernsehrpositivundaufbau-¬
end .HingegenentsprechedieVolkslehallenichtdenAnforderungen,die
mananeinewirklichneutraleInstitutionstellenmüsse,dennunterihren
BücherbeständenfindensichnochIndianerbüchervor ,beispielsweisedie

Bücher,diemansonstmitdemSchriftenKarlMay' sundandere
landläufigenAusdruckSchundbezeichnet.DerReferentenantragwirdsodannangenommen.

GR.Kokrda(Soz.Dem. )berichtet,daßdieStechviehschlachtanlagein
St .MarxderVollendungentgegengehe.DadurchhabendieApprovisionierungs
anstaltenWienseinesehrwichtigeAusgestaltungerfahren.DerReferent
beantragtimZusammenhangemitderVollendungdesBauesvom16 .Junian
denStechviehzwangobligatorischeinzuführenunddenentsprechendenAbän-¬
derungenerSchlachtungsordnungundderBetriebsordnungzuzustimmen.

VB.Hossbemerkt,daßausderEinführungdesSchlachthauszwanges
BezirksteilenwohnendenGewerbetreibendenvieledenineinigen

Schwierigkeitenentstehen.VieleFleischhauerund"irtekaufenihreKäl-¬
berundKitzenindenangrenzendenLandgemeinden.Wennsienundurchsie
verhaltenwerden,dasStechviehindementferntliegendenSt .Marxer
Schlachthauszuschlachten,werdensieesvorziehen,dieSchlachtung
gleichindenLandgemeindenvollziehenzulassenunddadurchwerdender
GemeindenamhafteEinnahmenentgehen.Rednerverweistauchdarauf,daß
bührenbedeutendgewachsenseien.Manmögealsodiejetztbestehenden
genSystembrechen,wonachdieKostenfürNeubautenausdenlaufenden
Gebühreneinnahmenbestrittenwurden,anstattausKreditenbedecktzuwer-¬

den .DerReferententgegnet,mankönnebeieinemallgemeinenStechvieh-¬zwangnichtaufbestimmteBezirksteileRücksichtnehmen,BezüglichderVOrgesehen.WasdieAusführungendesRednersderOppositionbetrifft,
Bebührenverweiseerdarauf,daßdiePeschickungdesRindermarktesjetztdaGderStrompreiseinhöherersei ,alsimFrieden,sokannmannicht
umungefähr40 %geringeristalsimJahre1922.WennsiesichimHerbst
nichtwesentlichbessert,werdedasPräliminaremiteinemempfindlichen
Fehlbetragabschließen.DieGebührenhabennochbeiweitemnichtihre
Höheerreicht,wievordemKriege.

DerReferentenantragwirdsodannangenommen.
BR. KokrdabeantragtsodanninderstädtischenBäckereiSpinnerinam

treternderPressewiederholtumAuskunftüberdiejüngstenVorgängebeiEreugeinenErsatzofenaufzustellenundzudiesemZweckedeninSteinklamm
befindlichenBackofennachWienzutransportieren .DieKostenbetragenun¬

GR.Köwber(chr. soz. )bezeichnetdieseAusgabealsvollständigunnütz.
günstigenErgebnisgelangtwar ,entschloßmansichderheutigenGemeinde-iele WienerBäckereienverfügennurübereinenBackofen.Wennschonein

ten .InletzterStundejedochergabensichSchwierigkeiten,dieeinestar -LednersderTransportsamtdenKostenhöchstens200MillionenKronener-¬
fordern .Ueberhauptsei nachseinerAnsichtdieseineunnützeAusgabe.

StR,KokrdaerklärtderAnsichtdesVorrednersnichtzustimmenzu
kännen .DerOfen ,derin Steinklammsteht ,ist dortganzunnützundwürde
wennernichtinGebrauchkommt,inkürzesterZeitdemRuinentgegengeben

Dadurchwürden180MillionenKronennutzlosverloren.DurchdieUeber-¬
führungdesOfenwirdauchderBäckereibetriebbis zu100%seinerKapa
zitätausgenützt.ImübrigensindzudenangefordertenKostenauchdienicht bloß
einerweiternbaulichenAusgestaltungdesBetriebesundderUeberfüh-¬
rungdesfensenthälten.

GR.Rotter(chr.soz.):Eswärebesser,wennmandasSelddenBäckern
zukommenließe .SiemüssengenugSteuernzahlen.

StR. Kokrda:DieseBäckereiwarauchfrühervomBundebetriebenwor-¬
den ,dieGemeindehabedasselbeRechtwieer .

GR. Rotter(chr. soz. ):DieGemeindeist nichtdaumdenGewerbetrei¬
dendenKonkurrenzzumachen.

StR.Kokrda:EshandeltsichalsonichtumeineVergeudungvonSzeu¬
ergeldern,sondernumeineBewahrungvonSachgütern.Hednerbittetum
AnnahmeseknerAnträge.

BeiderAbstimmungwerdendieAnträgeangenommen.
NachdemGR. LötschübereinGrundtausschüberkeinkommeninGroß¬

Jedlerseereferierthatte ,dasvomGemeinderatgenehmigtwird ,refertert
GR.MichalüberdieAnschaffungundAufstellungeinesPhasenschiebers

für dasUmspannwerkFloridsdorfderstädtischenElektrizitätswerke,wo¬
füreinSachkreditvon2600MillionenKronenverlangtwird.

GR. Schelz(chr. soz. )hatgegendieAnschaffungdesPhasenschiebers
nichts einzuwenden ,beanständet nur ,daß der Sachkredit ausden
Betriebsmittelngenommenwerdensoll ,undzwarnichtnurausdenendes
Jahresl924,sondernzumgrößtenTeileausdenendesJahres1925 .Wirha¬abgabe
benseit Jahreneine vierprozentige„asserkraft/undhier handeltessich
umeinevergrösserungderzukünftigenWasserkraftanlage .Infolgedessen
könntemanmitde :WasserkraftabgabedieBedeckungfinden.StR.Breitner
hatin einemVortragerklärt ,daßwirgegenüberdemFriedennureine
700facheVermehrungderStromkostenhaben .DasstädtischeElektrizitäts-¬
werkhaterklärt ,daßunsereStrokostenaufdas10. 000fachegestiegen
sind .RednerhatausdenKostendesLichtstromesunddesKraftstromesein
13. 000facheVerteuerungdesFriedesnpreisesermittelt,undschließtda¬
raus ,daßdiestädtischenElektrizitätswerkemiteinem120ZigenVerdienstprotestiert dagegen,arbeiten .Redner daskünftighinalleNeuanschaffungenausden
Betriebsmittelngedecktwerden.

GR. Michalerklärt ,weshalbeinTeilderSummefürdie&Anschaffung
infolgederSteigerungdesAuftriebesdieEinnahmenausdenSchlachtge-desPhasenschieberserstimnächstenJahreseineBedeckungfindensoll,damit ,daßdie MaschineprobeweisenochimVahre1925zu laufenhaben

ziemlichhohenGebühreneinerRevisionunterziehenundmitdemgegenwätti-Wird,ehesiebezahltwerdenwird.DasgehörtzudenLieferungsbedingun-¬genunddeshalbmußdergrößereTeilderBezahlungerstimnächstenJahrdass
eistet erden .Auchdie Anschaffungsspesenaus Jetriebsmitteln be¬gel

decktwerden ,hat seineBerechtigung,dennsiestellt
eineErneuerungdarundeinErneuerungsfondistfürdieseZweckenicht

KraftstrompreisundPichtstrompreiszusammenziehenunddaraus
einenDurchschnittnehmen.

DieAnträgedesReferentenwerdenangenommen.



St.NichterrefertertüberdieErhöhungderGebührenfürdieFeu-¬
erwacheimTheater-undFonzertlebenundbeiTanzunterhaltungen ,dieproVorstellung(Veranstaltung) undMannin Theater -undKon¬
zertsälen30. 000K ,in RauchtheaternundZirkussen40. 000Kundbei
TanzunterhaltungenbeieinerDauerbiszusechsStunden,160. 000,bei
längererDauer250. 000Kbetragensoll .

GR .JosefMüller( chr . soz. )wünschtzuwissen ,in welcheKategorie
nui stattfinden ,diveranstaltungeneingereihtwerden,beidenenVorträge

dieaberkeineTanzunterhaltungensind ,fernerbitteter ,daßden
MagistratWeisungengegebenwerden ,wie “er bei Veranstaltungenmkt
verzögertemBeginnundwennunvermutetsichaneineUnterhaltungein
Tanzanschliesse ,vorgegangenwerdensolle .

StR. Richterentgegnat,daßwegendiesesWachdienste. s,dernurindenAbendstundenstattfindetmdieGemeindeWieneinenhöherenStandvon
35Feuerwehrleutenhabe,dieauchbesondersentlohntwerdenmüssen.Un-¬
terhaltungen,beidenennichtgetanztwird ,werdendensogenanntenRauch-¬
theaterngleichgestellt.ImübrigenspieltderBetragfürdieFeuerwa-¬chebeidengroßenKosteneinersolchenVeranstaltungfastgarkeine
olle .

DieAnträgewerdenangenommen.
GR. SchützbeantragteineAbänderungderBaulinieaufdemGaudenz-¬

dorfergürtel .

GR. Müller( chr . soz .beantragtdie RückverweisungdiesesAntrages,
die jedochabgelehntwird . Angenommenwird der AntragdesReferenten .

GR .Hausnitzbeantragt die Kredite für Mitanlagen ,Gas
leitungsanlagen gegen Teilzahlungen undasmesserbeschaffund
Mit diesen Arbeitungenwird die Leistungsfähigkeit sovoll
ständiginAnspruchgenommensin ,dasseineweitereAusfüh
rungnochfolgenderAnmeldungenfürdasheürigeJahrnicht
ih Betracht gezogen werdenkann .
GR -Erbanfragt an ,warumtrotzdem Parteien dieseInstalla -¬
tion von Gaseinrichtungenbezahlenmüssen .Schliesslichwünsc .
sche Rednerauch zu erfahren ,wasmit den AnträgendesGemein.
deratesSchlezüberdieUntersuchungderGiftigkeitdesGase
geschehensei .
GR.Raunnitzerklärt ,dassdieParteiennurdannfürdieIn-¬

stallationetwaszuzahlenhaben,wennsiemehrals650. 000
Kronenkostet .Wasdie Untersuchungüberdie Giftigkeitdes
WienerGasesanlangt,sohatBergratSedlacekeineUntersu-¬
chungvorgenommenundeinGutachtenerstattet.

StadtratSiegelbeantragtdieErrichtungeinesWohnhausbaues
in der Kreuzgasse - Antonigassein Währing .Die Baukostenbetragen15 . 5

Milliarden Kronen und warden 120 Wohnungenerstehen .
GR .Stögererklärt ,es bereiteihmkeineFreude ,wennMilliardenum

Milliarden für die Bekämpfungder Wohnungsnotaufgewendet werden ,ohne

dassdamitirgendetwaserreichtwird. Esist eineSysiphusarbeit,daja
der Chefdes Wohnungsamtesselbst erklärt hat ,dassdie Wohnungsnotwächst
Mitder bewusstenLügevomschwerbedrohtenMieterschutzhabendieSozial -¬
demokratendie Wienerüberlistet undnochmalsdie VerwaltungdieserStadt
erobert . SeitdemJahre1914hat die Zahlder Judenin Wiensichverdrei-¬
fachtundes wurdenihnentausendevonWohnungenüberwiesen .DieGemeinde
hat bekanntlich auch versucht ,durch StockwerksaufsetzungenneuenWohn- ¬
raumzuschaffen. WieleichtfertigdavomGrundsteingearbeitetwurde,
zeigtsichbeieinemHausin derGoldeggasse.DortwirdderGrundstein
zumGrabsteinderBewohnerwerden .VondenWändenrinntdasWasserherun-¬
ter ,dieFussböden/vollvonAstlöchernundaussehrschlechtemHolz,dass
sichlostöst( RednerweistaucheinensolchenHolzspanvor . )Fensterriegel
sind dort angebracht ,die sonst nur auf demLandin Ställen verwendet
werden.DieLeute ,diedortwohnen,habensichihreWohnstättenganzanders

vorgestellt . "
StadtratSiegelsagt ,dassderGrundsteinmitdenTischlerarbeiten

nichtszutunhatunderdieAngabendesGemeinderatesStögerüberprüfen
lassen werden .

DerAntragdes Referentenwird hierauf einstimmigangenommen .

StadtratSiegellegtnundenEntwurfüberdenWohnhausbauBrand-¬
mayergasse-Margaretengürtelvor . Eswerdendort445Wohnungenund43Ein-¬
zelzimmererrichtet .AuszweiZimmernsamtNebenräumenwerden223Wohnun-¬
genbestehen ,alle anderenWohnungensindkleener .DieAnlagewirdauch
einenAufenthaltsraumfürdieKinderenthalten,der280Quadratmetergruss
seinwird ,ausserdemwirdeineWökkücheerrichtetundWerkstättenund
Atelierseingebaut. DieBaukostenbetragen43MilliardenKronen.

GR. Merbaulbeklagtsichdarüber ,dassderganzeMargaretengürtel
durchdie Ziegelhaufenabgesperrtwurde ,wodurchdie Geschäftsleuteeinen

- bedeutendenSchadenerleiden .DieZiegelwurdennurzuReklamezweckenan-¬
gehäuft.DieGemeindehätteauchdiePflichtdendortansässigenHandels-¬
gärtneranderswärtigunterzubringen,diesist abernichtgeschehenund
derMannist ruiniert. DenHofdieserWohnhausanlagekönneambesten
als Kanalgitterhof bezeichnen .

GR.Biber(christl.soz.)bemängelt,dassdieausgestelltenPlänenicht
signiertseienunddieAusschreibungimAmtsblattam14. Maierfolgte
undalsSchlussterminfürdieEinreichungvonOffertender17.Mai
festgesetztwar.EskanndochdenInteressentennichtzugemutwerden,
dassinsokurzerZeiteinOffertübereinenBauvon19Milliarden
Kostenaufwandkalkuliertwerde.Esscheintalso ,dassdairgendetwas
nicht in Ordnungsei .DievorgeseheneHöhe vonsechs Stockwerkenmit
zweidarübergebautenAteliersist eineRücksichtslosigkeitgegen
dieBewohner,weilkeineAufzügevorhandensind .Zubemängelnistauch
dieverschwenderischeAusstattungdesBaues,diebreitenStiegenund
diegrossenLaubengänge.DasallesverschligtvielGeldundkommteiner
VerschleuderungderSteuergeldergleich.

StadtratSiegelerinnertdaran,dassseinerzeitindemGebiet,dass
jetztvollständigverbautwerdensoll,vielehundertevonGärtnernan-¬
sässigwaren,diegleichfallsderErweietrungderGrosstadtweichen
mussten.JetzthandeltessichumeineneinzigenGärtner,dernicht
nureineWohnungs,ondernvonderGemeindeaucheinGeschäftslokalund
eineangemesseneAbfertigungerhält .DieAbsperrungdesGürtelskann
wohlkaumGeschäftsleutebetroffenhaben,dadortkeineGeschäftsleute
sind .EineAbsperrungderBrandmayergasseist abergarnichterfolgt.
DieStadtWienist auchverpflichtetdenVolkswohnungsbautenbesonde-¬
reAusstattungzuwidmen,sodassunsererAnsichtnach ,dieBedenken
derMinderheitkaunzutreffen .DieHöhederGebäudemusssichnach
derBreitederStrasserichten ,diedort120Meterbreitist .FürAuf-¬
nügeist dererforderlichePlatzreserviertundsie können,wenndie
Parteiendieswünschenrascheingebautwerden,dahandeltessichum
die BezahlungderBetriebskosten.

DemProjektwirdsodanndieZustimmungerteilt .
StadtratSiegelbeantragtdie GenenmigungeinesZuschusskredi¬

tes von . 8MilliardenKronenfür die AutomobilsierungderSchnee
pfluge .

GR.Paulitschke(chr.soz.)istmitderVorlageeinverstanden,
beschwertsich aber die langsameWegschaffungdes Schneesim
vergangegenWinter,dieerdamitimZusammenhangbringt,dassder
Vertragmitder Wiental-Wasserleitunggekündigtwordensei .

St . R.Siegelsagt ,dassdierascheWeggshaffungdesSchnees
nochinkeinerGrosstadtgelöstist .

EswirdnuneinDringlichkeitsantragderGemeinderäteUn-¬
termüller und Genossenüber die EntschädigungderHausbesorger
für die Gehsteigreinigungverhandelt.

Nacheiner kurzenBegründungdurchGemeinderatUntermüller
wirddemAntragdieDringlichkeitnichtzuerkannt.

BürgermeisterSeitz erklärt ,dass bereits imvergangenen
Jahr die Hausbssderger von der Gemeindefür die Gehsteigreinigung

entshcädigtwurden. AuchheuersindsolcheEntschädigungenvor¬
gesehenund es wird mit den Organisationenohne Unterschieder
BarteirichtungüberdieFormderAuszahlungverhandeltworden.

DieSitzungwirdum331Uhrnachtsgeschlessen.
. . . —. .



ermals ein Sanitätsauto der GemeindeWienim XIVBezirk und hjerauf in
rascherFolgedreiweitereWägenderGemeindeWien,imganzendreizehnSang
tätswagen ,fünf FersonenwagenundzweiRüstwagen ,Bemerkenswertwardas
EinlangeneinesWagensderZentralederRettungsgesellschaftnach42Min.
5 Sek . ,deraufdemWegenocheineHilfsbereitschaftin Heiligensatdtvor-¬
nehmenmusste ,umgekehrtunddannan die vermeintlicheUnglücksstellege- ¬
fahrenwar .Derletzte Wagen ,der eintraf warein FersonenwagenderGemein-¬
deWien ,der wegeneinesMotorfehlersdie Steigungnicht hatte glattneh-¬
menkönnenunddaher 44MinutenvomAugenblickderVerständigung
an bis zumEintreffen gebraucht hatte .SämtlicheWagenderRettungsgesell -¬
schaft warenvoll bemannt ,hatten einen Arzt undwarenmit allennötigen
Apparatenausgerüstet .DieProbealarmierunghattedemnacheinvollkommen
beruhigendesResultatergebenundebensoerwiesdie InspizierungderWagen,
daß die Bevölkerungauf die Institutionen der Feuerwehrund derRettungsge-¬
sellschaft undder WienerSanitätihr vollesVertrauensetzendarf .Wenn
manannimmt,dasdieHilfeleistungbeieinemUnglückzehnbisfünfzehnMinu-¬
ten dauert ,so könnenin dererstenhalbenStundenachdemEinlangendes
ersten Wagensrund 50 schwer -oder leichtverletzte Personenabtranspor - ¬

tiert werden.Pemerkenswertist auch ,daßmehrereWagenderRettungsgesell-¬
schaftbeimAnrufnichtin derStationanwesend,sondernaufeinemTranspor
warenunddaß die Wagender GemeindeWienbis 10Uhrvormittagsberein
zehnKrankentransporteerledigthatten .BürgermeisterSeitzbeglückwünschte
denPräsidentenSchoberundStadtratTandlerzuraußerordentlichenSchlag-¬
fertigkeitbeiderInstitute ,sowiedenBeiterdesWienerSanitätswagenbetrie
besIngenieurFockner ,daßer seinenPetriebdenEinrichtungenderWiener
Rettungsgesellschaftso treff ,lich anzupassenverstandenhabe .JederWiener
müssesich verpflichtetfühlen ,sich für dasWohlunddasGedeihenderWie-¬
ner Rettungsgesellschaft mit allen Kräften einzusetzen .

DieVerhandlungenmitdenStrassenbahnern.HeuteabendfindetimOtta-¬
kringerVolksheimeineVertrauensmännerversammlungstatt ,in derdie
Personalvertretungihre Vorschlägeerstatten wird .UnterdiesenVor- ¬
schlägenbefindetsich aucheiner ,der die Wiederaufnahmedesnormalen
Dienstesbei denStrassenbahnenbetrifft .DieVerhandlungenzwischen
der GemeindeWienundder Vertretungder StrassenbahnerwerdenMontag
um11UhrimRathauseunterdemVorsitzedesamtsführendenStadtrates
Speiserwiederaufgenommen.
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